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Deutschland
Bremen , 25. Nov. Bei der hiesigen

Schüncmannschen Buch - und Vcrlagshandlung
sind diesen Vormittag um 11 Uhr durch die
Polizei sämmtliche vorräthige Exemplare der
neu erschienenen Schrift : „ Das Gutachten
der vier Heidelberger Theologen , auch das
Kctzerrichtcramt in der reformirtcn Kirche, von
Rudolph Dulon , Pastor zu U. L. Frauen
iit Bremen , — zweites Heft " ( 120 an der
Zahl ) confiscirt , in eine Droschke gepackt und
mitgenommen worden . Außerdem hat sie nach
dem Verzeichnisse der Adressen gesucht , an
welche hierorts und auch auswärts davon ge¬
sandt sind. Es ist bezeichnend für unsere
Zustände , wenn die Behörden dem Pastor
Dulon selbst nicht einmal die Verteidigung
gegen das bestellte Gutachten der Heidelberger
Professoren erlauben wollen , welches der Senat
als Grund für die von ihm verfügte Sus¬
pension und als Beweismittel für die Not¬
wendigkeit der darauf folgenden Absetzung,
selbst gegen den wiederholt ausgesprochenen
Willen der zweimal in dieser Angelegenheit
zusammcnberufencn Gemeinde , benutzt hat,
und zu fürchten scheinen, diese neue Schrift
könne die so beliebte , von den bremischen
Bürgern so heiß geliebte Ruhe und Ordnung
alteriren.

Hannover , 28. Nov. In diesen Tagen
ist die Allerhöchste Ratification des mit Brauu-
schweig wegen der Süd -Eisenbahn abgeschlossenen
Vertrags erfolgt.

29 . Nov . Tie deutschen Regierungen können
an Sorgfalt der polizeilichen Ucbcrwachung
noch Manches von Oesterreich lernen . Ein
Beispiel davon giebt die „ Voss . Ztg ." in fol¬
gender Mitteilung : In den letzten Tagen
erhielt ein hiesiger achtbarer Einwohner von
seinem sich zufällig in Trieft aufhaltendcu
Sohne einen Brief , der auf seinem Wege
durch die österreichischen Staaten erbrochen
worden war . Derselbe trug das österreichische
Postsiegel mit dem Vermerk , mau habe sich
überzeugen müssen, ob Loose von auswärtigen
Lotteriecn sich darin befände ». Da nach der
Versicherung des Empfängers , der dem Be-
amtcnstande angchört , auch nicht der geringste
Grund zu einem Verdacht der Art vorlag,
indem der Brief das einfache Zollgewicht nicht
erreichte, der Absender aber durch seine Persön¬
lichkeit als junger Mann in Matrosentracht
ebenfalls zu einer solchen Annahme nicht be¬
rechtigen konnte , so entsteht im Interesse des
allgemeinen Verkehrs und der Wichtigkeit des
Briefgeheimnisses die gewiß uothwcndigc Frage,
ob die österreichischen Pvstcrpeditioncn in allen
nach Preußen gehenden Briefen Loose zu

auswärtigen Lotteriecn voraussctzen und des¬
halb öffnen.

Minden , 26. Nov. Am gestrigen Tage
stand der aus dem Kölner Communisten -Pro-
zesse bekannte Tr . Abraham Jakobi aus Har¬
tum unter der Anschuldigung der Verletzung
der Ehrfurcht gegen den König vor den
Schranken des hiesigen Kreisgerichts und wurde
zu 6 Monaten Gefängniß und zum Verluste
der National -Kokarde verurthcilt . Die Aeu-
ßcrungcn , auf welche die Anklage sich stützte,
waren in der aufgeregten Zeit des April
1848 in einem Privatbriefe von dem damals
17 Jahre alten Angcschuldigten gemacht, uuh
in Berücksichtigung dieser Mildcrnngsgründe
wurde auf den verhältuißmäßig nicht hohen
Grad der Freiheitsstrafe erkannt . Ter Zu¬
hörerraum war gedrängt voll.

Hamburg , 27. Nov. Wie es scheint,
hat die dänische Staatsregierung sich cnt-

j schlossen, dem deöfallsigen mit Preußen und
Oesterreich eingcgangenen Staatsvertrage ge¬
mäß — der freilich auch die invaliden schlcs-
wig -holsteinschcn Ossicierc umfaßt — den so¬
genannten vormärzlichen schlcswig-holsteinsche»
Officieren die ihnen zugesprochenen „ Unter¬
stützungen " auszuzahlen . Wenigstens sind
gestern von einem städtischen Beamten Altonas
mehren der Genannten , die hier in Hamhurg
sich aufhalten , größere Summen ausgckchrt.

Schwerin , 27. Nov. Gestern Morgen
vor 6 Uhr sind auf dem hiesigen Posthofe
aus dem Wagen , welcher die Postgüter » ach
dem Bahnhöfe bringt , 1000 ^ gestohlen
worden . Dem Vernehmen nach hatten die
beiden mit dem Ausladen beschäftigten Be¬
amten , nachdem sie den noch nicht bespannten
Wagen verschlossen, sich auf einige Minuten
in das Postgebäude begeben, um den Brief-
bcutel rc. zu holen , fanden aber bei ihrer
Rückkehr denselbeu mittelst eines schon ziemlich
rostigen Nachschlüssels geöffnet , woraus denn
zu schließen, daß der Diebstahl während ihrer
Abwesenheit unter dem Schutze der dunklen
Morgendämmerung ausgeführt worden.

Malchin » 26. Nov. Am 30. October
d. I . hat sich in Malchin ein Lehrer - Verein
gebildet , welcher zum Zweck hat , „ durch Be¬
sprechung , der inneren Angelegenheiten der
Schule , Abhaltcn und Anhörcn von Probe-
Lcctionen rc. die Mitglieder zur Führung ihres
Berufes tüchtiger zu machen.

Berlin , 28. Nov. Ein Berliner Korre¬
spondent der „ Breslauer Zeitung " erklärt , es ^
habe in der Verfassungsrcvistonscommission ^
bezüglich des Art . 12 , der die staatsrechtlichen I

Verhältnisse der Israeliten betrifft , zu keiner ^
Einigung kommen können . Dies ist unrich¬

tig : im Gcgenthcil hat man sich, wie aus
sicherster Quelle verlautet , gerade über Art . 12
vollständig geeinigt und waö das Wahlrecht
anbclaugt , so ist ,dcn Juden das active Wahl¬
recht cingcräumt , das passive aber nicht zugc-
standcn worden ; in aller übrigen staatsrecht¬
lichen Beziehung hat man die volle Gleichbe¬
rechtigung der Juden zugcstanden.

Der Ausfall der Ernte hat zwar den Er¬
wartungen nicht entsprochen , zu denen der
Stand der Staaten im Frühjahr und die
meist günstige Witterung während des Sommers
zu berechtigen schienen, indessen ist derselbe
doch von der Art , daß jede Besorgniß einer
ungewöhnlichen Thcnerung entfernt bleibt.

Der frühere Begleiter des Fürsten v. Wal¬
deck, Herr v. Stockhauscn , befindet sich nach
der Sp . Ztg . gegenwärtig im Aufträge seines
Fürsten in Zoll - Angelegenheiten hier Der
Bürgermeister Beyer aus Potsdam , welcher
zur Umgestaltung der Verfassung des Fürsten¬
thums Waldeck nach Arolsen berufen war,
dürfte vorläufig » och nicht nach Potsdam zn-
rückkehrcn, da die Verfassung , welche jetzt dem
Bundestage vorlicgt , wahrscheinlich noch einige
Aendcrungen erleiden wird.

Die jetzt in bedenklichem Maße sich häu¬
fenden Unglücksfällc auf Eisenbahnen dürften
nach der Krcuzztg . eine Beschleunigung und
Bcschärfung der vom königl . Handelsmini¬
sterium ungeordneten Bahnrevisioneu Hervor¬
rufen , da mehrere Bahnen sich nicht in einem
Zustande zu befinden scheinen, wie ihn die
Sicherheit des Publikums erfordert , und der
Umstand , daß in vielen Direktionen sich
Spekulanten befinden , es seither vielfach hat
vergessen lassen, daß die Eisenbahnen wol noch
zu einem anderen Zwecke da sind, als den
Actionairen ungebührlich hohe Dividenden zu
bringen.

Aus Schlesien , 24. Nov. Das evange¬
lische, Consistorium hat eine statistische Nach¬
messung veröffentlicht , wonach 1850 acht Juden
durch die Taufe und 368 römisch - katholische
Christen , nämlich 209 Consirmandc » und 159
Erwachsene außer ihren Kindern in die evan¬
gelische Kirche nach Ablegung ihres Bekennt¬
nisses ausgenommen , 187 Kinder katholischer
Väter auf den Wunsch der letzteren von
evangelischen Geistlichen getauft und 1388
gemischte Ehen in evangelischen Kirchen cin-
gescgnet worden sind, meist aus dem Grunde,
weil die Brautpaare das Versprechen , die zu
erwartenden Kinder in der römisch- katholischen
Confessio » unterrichten und erziehen zu lassen,
verweigert hatten . 1851 sind 26 Inden,
648 römisch - katholische Christen , 379 Con-
sirmanden und 269 Erwachsene , worunter
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3 katholische Priester , zur evangelischen Kirche
übergetreten , 466 Kinder katholischer Väter,
dem Wunsch derselben zufolge , von evange¬
lischen Geistlichen getauft und 1673 gemischte
Ehen in evangelischen Kirchen eingesegnet worden.

Kassel , 26 . November. Die allgemeine
Unterhaltung bewegt sich mit verstärktem Inte¬
resse um den Medaillendicbstahl im Museum.
Ter MuseumSinspcctor Appel hat die That voll¬
ständig bekannt ; er ist ein renommirter und
chargirtcr Treubündler . Der Hof nimmt ein
lebhaftes Interesse an der ganzen Angelegen¬
heit, da Appel als Lehrer der Kinder des
Kurfürsten sehr beliebt war . Als solcher soll
er aber das ihm gescheute Zutrauen dazu miß¬
braucht haben , den Hofdienern mannigfaltige
Unannehmlichkeiten zu bereiten . Man erzählt
sich eine Menge Einzelnheiten aus den Le-
bensverhältnisscn Appels , der sein gutes Aus¬
kommen und keine Schulden hatte und nur
von Habsucht und Lust an Reichthum hinge¬
rissen worden zu sein scheint ; in seinen Ein¬
geständnissen bekennt er jetzt den Kampf mit
dem Teufel und hat zwei Bibeln verlangt und
erhalten . Dies Ereigniß ist , setzt daä Frkf.
Journ . hinzu , ein Fingerzeig , wie es mit der
Treue und Frömmigkeit gar vieler Mitglieder
im „ Bunde der Treue mit Gott für Fürst
und Vaterland " bestellt sein mag , obwohl man
zugeben kann , daß dessen Elemente zum ent¬
schieden größten Thcile notorisch von andern
als den vorgeschobenen Interessen jenes mon¬
strösen Bündnisses geleitet werden und geleitet
worden sind.

Fulda , 26. Nov. Heute Morgen ist der
Gymnasiallehrer Volkmar , auf Requisition des
Kriegsgerichts in Kassel, iin Schullocalc von
einem Polizeibeamten verhaftet worden , um
unter Geleit eines GcnSdarm ins Castel nach
Kassel abgeführl zu werden.

Frankfurt , 27. November, Die Mis¬
sion der Jesuitcnmissionärc Roh , Haßlacher
und Potgcisser hat in der hiesigen Domkirche
ihren ungehinderten Fortgang und wird , nach
einer Dauer von 14 Tagen , am 5 . December
enden . Ter Zudrang zu derselben ist von
Stadt und Land groß.

Stuttgart . Vor dem Schwurgerichte
zu Eßlingen stand gestern der hier viclbckannte
Architekt Mühlbach , Sohn des einstigen Be¬
sitzers des großen Mühlbachschen , später Sil-
berschen, jetzt Kolbschcn Hauses in der obern
Königsstraßc . Derselbe war der Majestäts-
beleidignng und der Ehrenkränkung von Mi-
litärpersoucn angeklagt . Er wurde ' von den
Geschworenen für schuldig erkannt , und vom
Gerichtshof zu 11 Monaten Arbeitshausstrafe
verurtheilt.

— Die Freunde Schober 'S schlagen vor:
auf Schobers Grab ein einfaches Denkmal zu
errichten , den Ueberschuß aus den hierzu ein¬
gehenden Beiträgen aber für seine Kinder an¬
zulegen , um diese dereinst auf ihrer BildungS-
laufbahn im Sinne ihres Vaters und seines
Andenkens würdig für die höheren Forderun¬
gen des Lebens auszustatten . Die Unterzeichner
dieses Vorschlags , die Herren Tafel , Rödinger,
A . Seeger , Pfeifer , Probst , Fezer , Stockmayer,
Schnitzer , G . H . Müller , Oesterlen , H . Kurz
nehmen Beiträge in Empfang.

Frankreich
Paris , 27. Nov. Der Moniteur leutet

heute die neue Aera des Kaiserthums mit
einem Artikel ein, in dem er noch einmal die
Tendenz desselben in kurzen Zügen zu zeichnen
versucht . Nachdem er entwickelt hat , daß
Frankreich nicht die Republik , sondern die
Monarchie wolle , beantwortet er die Frage,
warum es auf die Napolcouischc Dynastie zu¬
rückkomme. — Nachdem dann die bisherigen
Verdienste Louis Napoleons um die Herstel¬
lung von Ruhe und Ordnung , seine Sorge
für dis materiellen Interessen des Volks und
lächerlicher Weise auch seine Maßregeln zur
Tecentralisirung der Verwaltung des höchsten
gepriesen sind , schließt der Moniteur mit .der
tröstlichen Versicherung , daß Louis Napoleon
den Antritt seiner kaiserlichen Regierung mit
Wohlthaten zu Gunsten der armen und lei¬
denden Classen und mit Acten der Gnade be¬
ginnen werde.

28 . Nov . Alle Regierungsblätter bringen
heute gleichzeitig folgenden Artikel : „ Man ver¬

sichert, daß bei Gelegenheit der Proklamation
des Kaiserthums der umfassendste Gnadenact
gegen eine sehr große Anzahl von Personen
geübt werden wird , welche, sei cs durch die
Decrcte , sei es durch gemischte Commissionen
oder durch die höhere Commission der ersten
Militärdivision , getroffen worden sind. Jedem
Verurteilten , der durch eine förmliche Erklä¬
rung jeder Verbindlichkeit aus der Vergangen¬
heit entsagen und für die Zukunft Frieden
und Unterwerfung geloben würde , würde , ver¬
sichert man , unmittelbar seine Strafe erlassen
werden . Man würde von der Maßregel nur
die als Urheber oder Mitschuldigen von Atten¬
taten oder Gewaltthätigkcitcn gegen Personen
Vcrnrtheilten oder die , welche schon vorher
durch Richterspruch verurtheilt wurden , aus¬
nehmen . Diese letzteren stehen nicht völlig
außerhalb des Gnadenacts ; aber ihre Gnaden¬
gesuche werden nach den in gewöhnlichen Gna¬
densachen üblichen Formen bcurtheilt werden . "

Das bis jetzt bekannte Resultat der Abstim¬
mung ist folgendes : In den 86 Departements
6,465,160 Ja , 237,066 Nein ; bei der Land¬
armee 234,860 Ja , 8456 Nein ; bei der Sec-
armee 47,716 Ja , 2020 Nein ; in Algerien
(bürgerl . Bevölk .) 5167 Ja , 721 Nein ; im
Ganzen 7,752,903 Ja , 248,263 Nein.

Trotz des Sonntags hat der gesetzg. Kör¬
per auch heute Stimmen gezählt . Das mußte
geschehen, wenn er bis zum 1 . Abends mit
seiner Arbeit fertig werden sollte. Denn es
steht nun fest, daß das Kaiserthum am 2 . Tec.
in den Tuilcrien proclamiet wird , und schon
ist auf den Abend dieses Schicksalstagcs der
erste kaiserliche Empfang , auf den nächsten
Sonnabend aber das erste große Gala einge¬
setzt. Am 4 . Dccbr . werden dem Senat die
Verfassungsänderungen vorgelegt werden und
zwar in einein vom Kaiser selbst ausgehenden
Entwürfe ; dem Senat wird dabei die Alter¬
native „ Aniiehmen oder Ablehnen " gestellt
werden , keinerlei Aenderungcn sollen ihm ge¬
stattet sein , geschweige die Initiative , die ihm,
wie man bisher die Verfassung vom so und
so vielten Januar auslcgte , ohne Frage bei
Verfassungsänderungen zustand.

Landtagsbericht
17 . Sitzung . November 22 . (Verspätet .)

Auf der Tagesordnung steht der Bericht des Ausschusses , betr.
die von der StaatSrcgieriing erhobene Frage:

Ob die Zuständigkeit des allgemeinen Landtages mit der Publi - i
catio » des revidirten Staatsgrundgesetzes für erloschen , oder !
für die dreijährige Finanzpcrivdc 1852 — 54 fortdauernd an-
zusehcn.

lieber die Auffassung der Staatsregierung bilden sich im Aus¬
schüsse drei verschiedene Ansichten , welche zu drei verschiedenen An¬
trägen führen.

Die Mehrheit (Becker , Driver , Möhring , Nieberding)
schließt sich der Ansicht der Staatsregierung an und stützt sich dabei
wesentlich darauf , daß der Landtag ohne Beschränkung berufen sei;
daß die ganze Revision nur beabsichtigt habe das Staatögrundgesctz
in einzelnen Theileu und Bestimmungen abzuändörn , aber mit Bei¬
behaltung des Ganze » ; und daß auch die Organisation des Land¬
tages keine andere geworden . Denn wenn er auch durch die Revi¬
sion competent geworden , für die bisher von ihm unabhängig gewe¬
senen Provinzialangelegenheiken , so habe ihm schon der Art . 207 des
Staatsgrundgesehes diese Befugniß in der Bestimmung bcigelcgt:
„daß im Einverständnisse mit dem bctheiligteu Provinziallandtage
sämmtlichc Bestimmungen über die Verhältnisse und die Stellung der
Provinziallandtage auf dem allgemeinen Landtage im gesetzlichen
Wege abgcändcrt werden könnte » , daß aber ohne ein solches Eiu-
vcrständniß diese Abänderung nur unter der Voraussetzung des Ar¬
tikel ' 242 geschehen könne ." Die Mehrheit beantragt:

der allgemeine Landtag wolle sich mit der Ansicht der Staats¬
regierung einverstanden erklären.

Die Minderheit (Mö kling ) ist entgegengesetzter Ansicht . Sic
geht zunächst davon aus , daß das Staatsgrundgesetz nicht ein¬
zelne Aendcrungen erlitten , sondern daß die Summe derselben so
groß sei, daß man nicht sagen könne , der alte Stoff sei geblieben,
vielmehr habe die Revisionsgesetzgebung den alte » Stoff mit dem
neuen zusammen genommen und aus beiden ein ganz neues Werk,
das neue Staatögrundgesctz zusamincngeschmolzen . So sei auch die
Publication der Revisionsbeschlüsse nicht im Einzelnen geschehn,
sonder » sic geschehe bekanntlich im Ganzen . So seien dem preußi¬
schen Landrechte eine Menge neuer Bestimmungen hinzugetrcten,
welche successiv publicirt worden , wobei das Hauptgcsetz stehen und
in Kraft geblieben sei, während hier mit dem Augenblicke der Publi¬
kation des neuen das alte Staatsgrnndgesetz außer Kraft trete . —
Auch der Organismus des Landtages sei ein anderer , da er durch
Aufhebung der Provinziallandtage eine ganz andere Kompetenz er¬
halte . Wenn man dagegen den Art . 207 allegire , nach welchem er
die Befugniß habe,' sich im verfassungsmäßigen . Wege (Art . 242)
diese Befugniß beizulegen , so kann er auf diesem Wege überhaupt
seinen ganzen Organismus verändern , z. B . sich aus einem beschlie¬
ßenden in einen blos berathenden verwandeln . Man kann in solchem
Falle mit gleichem Rechte das Fortbestehen des Landtags behaupten.
— Endlich habe der Wille des Volkes , ans welchem der Landtag
hcrvorgegangen , seine Berechtigung und Grenze in dem bisherigen
StaatSgrundgesetzc . Mit der Publication des neuen Staatsgrund-
ge>etzes erhalte dieser Wille eine neue Berechtigung , neu zu wählen.



Und auch die Einberufungsordrc dieses Landtages spreche im Gegen¬
sätze gegen die früheren seinen Hauptzweck deutlich aus : „ daß er das
Ergebniß deck Revision zu bestätigen habe " . Die Minderheit bean¬
tragt daher:

der Landtag wolle beschließen: der Landtag könne sich mit der
von der Staatsregicrung entwickelten Ansicht nicht einverstanden
erklären , müsse vielmehr dafür halten:

daß mit der Publikation des rcvidirten StaatsgrnndgesctzcS
die Zuständigkeit des gegenwärtig versammelten Landtages
als erloschen anzusehn.

Eine andere Mehrheit (Becker , Möhring , Mölling ) stellt
für den Fall der Annahme des obigen Mchrhcitsantrages den even¬
tuellen durch viele Zweckmäßigkcitsgründe unterstützten Antrag:

der Landtag wolle der Staatsregicrung gegenüber den Wunsch
anSsprcchcn , daß der Landtag nach Pnblication des rcvidirten
Staatsgrnndgesetzes nur noch die zur Neubildung des Staats-
gcrichtshofcs seinerseits erforderlichen Wahlen vornehme , sodann
aber aufgelöst werde,

wogegen die Minderheit (Driver , Nicbcrding ) mit Rücksicht dar¬
auf , daß die Staatsregierung nur die Erklärung des Landtages
über die rechtliche Frage , nicht über die Zweckmäßigkeit verlangt,
beantragt:

der Landtag wolle den Antrag der Mehrheit ablehnen.
Nach einer langen Debatte , in welcher die Abgeordneten Becker

(Berichterstatter ), v . Berg , Klävemann und Rüder mit heftigen
Angriffen auf den Antrag der Minderheit den Antrag der Mehrheit,
und Mölling in zweimaliger Rede den Minderheitsantrag verthei-
digten , wurde der Antrag der Mehrheit in namentlicher Abstimmung
gegen sämmtliche ( 13 ) Stimmen der Linken angenommen . , Niebour
und Wibel waren abwesend.

Heber Pfarrbesetzung
lieber diesen Gegenstand bringt Nr . 7 des Oldenburgischen

Kirchcnblatts einen lescnSwcrthen Artikel . Wir wenigstens müssen
ihm in den wesentlichsten Pnnctcn (bis auf einen ) beistimmen , da
wir etwas ganz ähnliches schon selbst gedacht haben . Es ist näm¬
lich gewiß nicht zn leugnen , daß das Kirchcnregiment (der Oberkir¬
chenrath ) um des Lehramts willen , also um der Kirche willen , bei
Viertheilung der vorhandenen Lehrkräfte  eine größere Mit¬
wirkung haben muß , als ihm in den letzten Jahren eingcräumt war,
und andererseits kann cs nur im Interesse der Gemeine sein , wenn
die Wahl von einem Gemeineausschuß vorbereitet wird . Aus diesen
und ähnlichen Erwägungen schien es ukts allen Anforderungen am
meisten zu entsprechen , wenn der zu dem Ende (nach Art . 23 des
K .-V .-G .) vergrößerte Kirchcnrath aus sämmtlichcn Bewerbern zwei,
der Oberkirchcnrath einen , zur Wahl präsentirtc , und die Gemeine
dann aus diesen dreien einen zu wählen hätte . Hiermit stimmt im
Wesentlichen auch das Kirchcnblatt überein . Nur in dem letzten
Punkte nicht . Und freilich kann dieses , daß nämlich am Ende die
Gemeine selbst, das Volk (die Masse , würde „ der große Kirchentag"
sagen ) sich ihren Pfarrer wählt , nur in Kirchen geduldet werden , die
nach protestantischen Grundsätzen verfaßt sind, und da solche Kirchen
heutigen Tages im protestantischen Deutschland nicht geduldet werden
können , so verfährt das Kirchcnblatt ganz angemessen , wenn cs
hierin von uns abweicht und an die Stelle der Gemeine den Lan-
dcSherrn setzt — wogegen wir nichts haben , wenn ihm diese Be-
sugniß nicht von dem zum Theil katholischen Staat , sondern von
der Kirche, d. h. dem protestantischen Volk ertheilt wird.

In diesem Augenblick bringt uns Nr . 9 des Kirchenbl . noch
einen Artikel über denselben Gegenstand , einen ausgezeichneten , aus¬
gezeichnet durch UnkennIniß der ersten Grundsätze des Protestantis¬
mus . Der Vers , (und dies ist auch ihm der Hauptpunkt ) behaup¬
tet,  in den Schmalk . Art . S . 353 (kä , Hase ) bedeute das Wort
eoolesia nicht Gemeine,  sondern Kirche,  und dieses heiße so viel
als Obrigkeit!  Also lehren unsere symbolischen Bücher , die Obrig¬
keit hat das Recht , die Pfarrer zu berufen ! Hätte doch der einge¬
bildete Gelehrte nur drei Zeilen weiter zurückgeschen , wo der Aus¬
druck dreimal in der Bedeutung Gemeine , Einzelgemeine , vorkommt;
z. B . in dem Satz : „ wenn ein Pfarrer in seiner eoelesis eine
Ordination vollzieht " und in dem : „ die evolesiuk erhalten ihr Recht
zurück " . Oder hätte er nur die von ihm angeführte obige Seite
ganz herunter gelesen, so hätte ihm klar werden können , daß Luther
nicht Kirche sagte und Obrigkeit  meinte , daß er vielmehr auch
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hier sscincr Grnndanschaunng , nach welcher das christliche Volk
die Kirche  ist , treu geblieben ist. Um nämlich seine Behauptung,
daß die Kirche das Recht habe ihre Diener zn berufen , noch weiter
zu begründen , fährt Luther fort : „ Und dies bezeugt auch der sehr
allgemeine Brauch der Kirche . Tenn in alten Zeiten wählte das
Volk  Pfarrer und Bischöfe. Später kam der Bischof hinzu , wel¬
cher den gewählte » durch Handauflcgung bestätigt " w. An das
Volk denkt Luther , wenn er sagt , „ dies Recht , die Pfarrer zu be¬
rufen , zu wählen und cinznsctzcn ist ursprünglich der Kirche gegeben,
und keine menschliche Autorität kann dies Recht der Kirche entrei¬
ßen " . Wie hätte Luther , wcnu er anders gedacht hätte , auch das
Büchlein schreiben könne », das den Titel führt : „ Grund und Ursache
aus der Schrift , daß eine christliche Versammlung oder Gemeinde
Recht und Macht habe , alle Lehre zu urthcilen und Lehrer zu be¬
rufen ein- und abzusctzcn ? " Davon scheint unser gelehrter Verfasser
nichts zu wissen , ein Hauptunterschicd zwischen Protestantismus und
KatholicismnS scheint ihm ganz unbekannt zu sein. Wie kann man
cs aber auch anders erwarten von einem Manne , der von Obrig¬
keit in der Kirche  redet und der n . A . schreibt, wenn 's nützlich
ist, wollen wirs für ein Recht anerkennen !?

Leider können wir noch nicht schließen. Die Rcdaction des
Kirchenblatts macht zu obigem Artikel eine Anmerkung , die zu einer
Berichtigung auffordert . Die Anm . sagt : „ Nach Ap .-Geschichte 1,
15 — 26 schlagen die Apostel mehrere Personen ihrer Wahl vor , daß
die Gemeine aus ihnen wähle , und weil diese nicht wählen mag,
entscheidet das Loos " . Dies ist unrichtig , wie sich jeder aus seiner
deutschen Bibel überzeugen kann . Die Apostel wählen gar nicht,
schlagen gar nicht mehrere Personen ihrer Wahl vor . Petrus be¬
zeichnet nur den Kreis , ans welchem gewählt werden müsse. Und
dann wählt die Gemeinde (die Jünger , V . 15 , denn ans diese
weiset das sic in V . 23 zurück; höchstens darf man die anderen
Apostel mit cingeschlossen denken) , sic wählt aus dem bezeichnet« !
Kreise zwei Männer und läßt über diese dann das Loos entscheiden,
da sic sich beschcidet dem einen vor dem andern einen Vorzug zu
geben . Dies Verfahren der Apostel ist aber gar lehrreich . Bei
Wiederbesetznng eines Amts , dessen Träger vorhin Christus selbst
erwählet hatte , wollen sie nicht allein handeln , sondern rufen die
Gemeine herzu , und übergeben ihr fast den größten Antheil . Da¬
mit beweisen sie, daß sie nicht sich allein , sondern mit sich die Ge¬
meine als die wahre Stellvertretung Christi ansahen , der es gebühre,
die Aemter in der Gemeine zn besetzen. — So belehren uns die
heil . Schrift und unsere symbolischen Bücher , was die Kirche ist und
was ihre ewig unveräußerlichen Rechte sind.

Der Thronfolger Griechenlands

Athen . Der „Aeon" enthält in seinem vorletzten Blatt
die Grundzüge des Londoner ProtocollS , Er scizzirt sie in folgen
der Weise : „ Da die Zustände Griechenlands Anomalien darbieten,
die geeignet sind das Wohl des Landes zu gefährden , im Fall der
Thron unglückseliger Weise erledigt würde , ohne daß sogleich ein-
Thronfolger vorhanden wäre ; da ferner das Land nicht in dem
Maße Fortschritte gemacht hat als die Schutzmächte bei der Grün¬
dung des Königreichs zu erwarten berechtigt waren , so sehen die
Schutzmächtc vor und beabsichtigen die Befestigung ihres Werkes ; sic
finden cs nothwendig die Thronfolgefrage reiflich zu erwägen , um
so mehr als sich Prinz Luitpold von Baiern noch nicht darüber aus¬
gesprochen hat . Die Schutzmächte haben daher beschlossen in dieser
Angelegenheit vvrzuschrciten und als Basis die Bestimmungen des
griechischen StaatsgrundgesetzcS hinsichtlich der Thronfolge anzuneh¬
men , und den dritten Zusatzartikel der Nationalversammlung von
1844 mittelst eines Protokolls den Verträgen von 1832 einzuver¬
leiben . In Folge dessen wird die griechische Regierung aufgefordert
einen Bevollmächtigten zu ernennen , welcher dieses Protocoll mit
unterschreibt " . Diesen Bevollmächtigten hat die Regierung in der
Person des Hrn . Trikupis ernannt , und demselben mit dem letzten
französischen Dampsboot , das vicrnndzwanzig Stunden nach unserem
Courier abging , seine Vollmachten und Vcrhaltungsbcfehle übersen¬
det . In welchem Sinn die Vollmachten ausgestellt sind, beruht bis¬
her nur auf Vermuthungeu ; indeß scheint der „ Aeon " damit nicht
zufrieden zu sein , da er ausruft : „ Wem anders sollen diese Vor¬
schläge dienen , als ganz allein dem baierischen Hause und dem Pa¬
pismus ? O hartes Opfer für Griechenland !" — Er führt dann
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die verschiedenen Versionen an , welche über den Inhalt dieser Ver-
haltungSbesehle umlaufen , und führt sie auf zwei verschiedene An¬
gaben zurück. „ Die einen sagen , Hr . TrikupiS sei angewiesen wor¬
den, der Conserenz in London vorzuschlagen , daß Bayern als fünfte
Macht an den Verhandlungen theilnehme und dann , daß die Thron¬
folge in Griechenland nur auf das Haus Baiern beschränkt bleibe,
und selbst für den Fall der Kinderlosigkeit des Prinzen Adalbert
oder anderer Hindernisse , sollen die Nachkommen Luitpolds das Kron-

recht haben ; nimmt die Conserenz diese Vorschläge nicht an , so soll
sich Hr . TrikupiS von der Conserenz zurückziehen . Tie andern sa¬
gen : Hr . TrikupiS habe keine andern VerhaltungSbcfehle empfangen
als die, daß er in Ucbcrcinstimmung mit der Conserenz handle und
das , was sie auch immer für das Wohl Griecheulands bestimme,
mitunterzeichncte . Jndcß sollen an Hr » . TrikupiS zweierlei Verhal-
tungSbefehle gerichtet worden sein. Einmal solche, welche das Pro¬
tokoll betreffen und den Familienvertrag , der in Baiern zu Stande
kam . Wenn die Mächte diese Verträge annehmen , so soll Hr . Tri¬
kupiS mitunterzeichnen , wenn die Mächte aber weiter gehen und
außerhalb deS bayerischen Hauses einen Thronfolger erwählen sollten,
so soll Hr . TrikupiS keinen weiteren Antheil daran nehmen . Zwei¬
tens solche, die sich auf jenen Theil des Vertrags der bayerischen
Dynastie beziehen, der die Verhandlungen mit dem Prinzen Adalbert
enthält . Hr . TrikupiS soll angewiesen sein, jedes Glied der baye¬

rischen Dynastie , welches die Mächte als Thronfolger für den Fall
des Todes des Prinzen Adalbert erwählen würden , anzunehmen.
Er soll ferner darauf bestehen, daß dsr ernannte Thrcküfolger nicht
sogleich getauft (in die griechische Kirche ausgenommen ) werde , noch
daß er sogleich nach Griechenland komme, indem den Schutzmächten
die Folgen auseinandcrgesetzt werden , welche die sogleich unter¬
nommene Taufe (der alsbald erfolgte Ucbcrtritt ) und die alsbaldige
Ankunft des Thronfolgers herbeiführen könnte ." (A . A . Z .)

Postalisches.

Nach einer Mitthcilung in Nr . 140 des Beobachters ist von
der großh . Postdircction angeordnet worden , daß die in den Post¬
kasten gelegten Briefe an Adressaten in der Stadt Oldenburg un-
entgeldlich befördert werden sollen ; wir hoffen nun , daß man diese
Begünstigung auch der Stadt Jever zuwenden werde , wo in Folge
einer Verfügung der großh . Postdircction dergleichen Briefe überall
nicht bestellt werden.

Jever . r.

Redakteur: Wilhelm Calbcrla.

Anzeigen.

Weser - Hunte - Dampfschifffahrt.
Die Schiffe der Gesellschaft fahren bis auf Weiteres täglich:

Von K nach iritltttlt und ILrvNIV » 7 Uhr Morgens.

„ nach OINei »I»i »rA und i « 7-/z Uhr Morgens.

„ nach ttltltllldlUK und 7 Uhr Morgens.
C . Koeniger

So eben erhalten , verfehle nicht als paffendes Weihnachtsgeschenk zu empfehlen:

KimAer - SpießLsIVtcNss
9 und 6 Ar ä Spiel.

So wie verschiedene Bilder - Würfelspiele.

Ferner:

Die Hunte,
ein Gedicht von Karl August M a y e r.

24 Ar.

Eine Weihnachtsgeschichte.

Märchen - Hovelle für Groß und Klein
von

Ludwig März
24 Ar.

I-Wirtes kapier üir ÄkllvKrgpIüe.
Kupfer - und Stahlstiche

sehr billig. Ferner:

Kalender aus 18S3
in Oktav , Quart und Duodez.

Oldenburger Marktpreise.
1. December.

Markt I Boden
Grote Courant.

Rocken, Sand - . . . . pr. Schfl. 54 56
Weizen, Weser- . . . — 60- 68
Gerste, nieder!. Winter- . . „ — 45

„ „ Sommer - . . „ — 38
Hafer, Futter - . . . . 24 26- 30
Buchweizen. 40 40- 44
Kartoffeln.

. d. Kanne
15 —

Erbsen. 4 5
Bohnen, Garten - . . . 6 8

„ Feld- . . . . pr . Schfl. — 60
Butter,. . das ^ 14 —

Schinken . 11 —

Speck. — —
Eier. dasDuh. 12 —

Bremer Marktpreise . Bedungen.
22. November. Thlr . Gold

Rocken, Sand - . . . . pr . Last 82 84
Weizen, Weser- . . . . 107 ' /- 125
Gerste, nieder!. Winter- . 69 72

„ „ Sommer- 65 68
Hafer, Futter. . „ 40 44
Malz^ Bremcr abgetr. . . 82 95
Mehl, amerik. Weizen- . . 100 L 4

,, Bremer . . . .
Bohnen, große und mittel .

3' /. 3'1
pr. Last 90 95

„ kleine . . . . 95 —
Erbsen, gelbe neue . . . 115 120
Schinken, westph. . . . ioo H

Grote. Grote
Bntter, Butjadingcr . . - das ^ 16 —

„ Holsteinische . . . „ 14 15
„ Ostfriesische . . - „ 14 —

Wechsel- und Effecten- Course.
Bremen, 30. November.

,29 . Novbr.iZO. Novbr.
Hamburg . . . . . k. S. 137-/. —

. 2 Mt. 136-/s —
Amsterdam. . . . . k. S. — IW - ),

. 2Mt — 127?/-, 28
London. . k. S. — 6 !0

j . . . . . . 2 Ml. — 6i >̂

Bremer StaatSpap . . .4' — —
- 3' - °/o - — —

Diseonto der Discontocaffc . 3 o/o
Prenß . Courant IIOVs IIOVs

: Anzeigen für den Beobachter
^ sind frankirt an die Redaction einzuscnden,
! können aber auch in der Buchdruckerei von

Heinrich Klesscr , Haarenstraßc 44 , abge-
^ geben werden . Die Zeile oder deren Raum
i wird mit 1 Grotcn bezahlt.

l
Druck von Heinrich Klesser in Oldenburg.



e

Ein Volksblatt.
Erscheint wöchentlichdrei Mal — Dienstags , Donnerstags und Sonnabends — in >/? Vogen groß Quart-Format. Der  Nvra uSb ezahlungSpre iS
beträgt für das Quartal 48 Grote. — Auswärtige Bestellungenübernehmenalle Pvsterpeditionen; hiesige die Ncdaction und die Bnchdruckerci vonH. Klcffcr, Haarenstraße 44,

Anzeigen werden die Zeile oder deren Rann, mit1 Grotcn bezahlt.

IX. MrxLvA. Sonnabend, den4. December 1852. 143.
Deutschland

Bremen , 29. Novbr. In einer heute
publicirten Verordnung des Senats werden
die einleitendenMaßregeln zu der bevorstehen¬
den Auflösung der Bürgerwehr angeordnet.
Vorangeschicktwird , daß »ach eiugelaufencn
Berichten die Werbung für das hiesige Linien¬
infanteriebataillon am Ende dieses Jahres weit
genug vorgeschritten sein werde, um der Bür-
gerwchr den städtischen Wachtdienst wieder ab¬
zunehmen; daß also dann der beschlossenen
Abänderung der Bremenschen Wehrversassung
Nichts mehr entgegenstehc.

1. Ter . Nach einer Verfügung des Senats
ist der Buchdruckereider Herren Emil Meyer
und Tiercksen, weil die letzte Schrift Dulons:
„Ucbcr das Heidelberger Gutachten w." aus
ihr hcrvorgegangen ist, die Conccssion ent¬
zogen worden.

Hannover . Aus Hamburg, 28. Nov.,
wird der Magd . Z. geschrieben: Während der
in voriger Woche ftattgchabten Anwesenheit
des hannoverschen Ministers v. Hammerstein
sollen Unterhandlungen gepflogen worden sein,
die sich namentlich auf Schritte beziehe», welche
Hanuover zu ergreifen gedeukt, falls der Zoll¬
verein zerfällt, es wird nämlich behauptet, daß
in Hannover die Meinung feststehe, daß durch
den Zerfall des Zollvereins auch der Septem-
bcrvertrag beseitigt sei. Da derselbe Minister
auch vor kurzer Zeit in Bremen gewesen ist
und auch mit dem dortigen Senat Unterhand¬
lungen gepflogen haben soll, so will man
glauben, daß die im Jahre 1849 von Hanno¬
ver ausgegangene Idee van der Bildung eines
westdeutschenZollbundes jetzt wieder von der¬
selben Regierung ausgenommen worden sei.
Wer weiß, welche Richtung die politischen
Verhältnisse Europas nehmen, ehe die Zoll-
vcrhältnissc Deutschlands eine geregelte Form
angenommen haben!

Hamburg . Allem Anschein nach wird
demnächst ein wichtiger Handelsartikel mehr
auf unscrm Markte und somit auch in ganz
Deutschland erscheinen. Es sind Schreibfedern
aus Schildkrot. Seit gestern werden diese
neue Art Schreibfedern als neues Produkt der
Industrie angckündigt. Jedenfalls eignet sich
Schildkrot ungleich besser zur Anfertigung von
Schreibfedern als der harte, scharfe, weniger
weich elastische Stahl , weshalb denn, voraus¬
gesetzt daß die Schildkrotfeder nicht gar zu
theucr ist, die Stahlfedern derselben höchst
wahrscheinlichbald den Platz emräumen dürft
rcn. Für Schncllschreiber ist die Stahlfeder
noch heutigen Tages ein ziemlich unbrauch¬
bares Instrument , da - sie gar zu leicht das
Papier durchschneidetoder gar zerreißt.

Fuldo , 26. November. Gymnasiallehrer
Volkmar, Verfasser des Schriftchcns: „Ter
Belagerungszustand Kurhessens; ein Denkmal" ,
welcher heute hier verhaftet wurde, wird nach
Kassel vor das Kriegsgericht geführt werden.
Dem Vernehmen nach sollen in diesem Schrift-
chen die Vergehen der Majestätsbcleidigung
und frechen Tadels gegen die Regierung ge¬
funden worden sein.

Frankfurt , 29 . Nov. Der Stadtrath
von Hanau ist nun vom dasigcn Criminal-
gericht auf den 3. Der. zur müißdlichenVer¬
handlung vorgcladen, angeklagt in einer an
den Kurfürsten am 21 . Sept . 1850 gerichte¬
ten Adressegröbliche Schmähungen auf dessen
Minister vorgebracht und in öffentlichenBlät¬
tern verbreitet zu haben.

Stuttgart , 26. Nov. Bei der Publi¬
kation des BundeSbcschluffesvom 23 . August
v. I ., die Beseitigung der deutschenGrund¬
rechte betreffend, wurde zu Gunsten der Israe¬
liten bei uns eine Ausnahme gemacht. Jetzt
liegt, wie man der „N . M . Z." berichtet, im
Ministerium des Innern ein Gesetzentwurf
über diese Frage vor, der von der Grundlage
des „christlichenStaates " ausgcht. Was dar¬
unter in dem besonderen Falle zn verstehen
sei, ist eben so klar , wie bisher der Begriff
des .„christlichen Staates " noch immer in Theorie
und Praris unklar gebliobcnist.

Köln, 29. Nov. Der Notariatscandidat
Bermbach, welcher unlängst polizeilichverhaftet
und vier Tage festgehaltc» , von dem Hcm>
Jnstructionsrichtcr in Freiheit gesetzt, dann bald
nachher wieder verhaftet wurde, ist nun nach
sünfwöchentlicherHaft auf Antrag der StaatS-
procuratur von der Rathskammer des königl.
Landgerichts außer Verfolgung und in Freiheit
gesetzt worden.

Lester reich.
IVien . Zwischen Oesterreich und Baiern

ist ein Ucbercinkommengeschlossen worden, nach
welchem jede von einem Ocsterrcichcr in Baiern,
oder von einem Baiern in Oesterreich ge¬
schlossene Ehe , der die gegenseitigeobrigkeit¬
liche Erlaubnis; fehlt , für ungültig erklärt
wird. — Durch Verordnung des Ministeriums
vom 23 . November ist überall und ohne Aus¬
nahme untersagt worden, daß die in den öster¬
reichischenStaaten bestehenden Privatvcreinc
und insbesondere jene für WohlthätigkeitS-
zwcckc Ansuchen um Beiträge, Unterstützungen
und dergleichen an auswärtige Souveraine und
Glieder auswärtiger Regentenhänser richten.

Schweiz.
Bern , 25. Novbr. Ter preußische Ge¬

sandte in der Schweiz, welcher zugleich für
die badische Regierung die Legitimationspapicre

der Reisenden beglaubigt, hat die Anweisung
erhalten, Pässe und Wandcrbüchcr von Hand¬
werkern »ach Baden ferner gar nicht mehr zu
beglaubigen. Badische Fabrikbesitzerhaben in
Folge dessenbei der Regierung Vorstellungen
gemacht, und es ist nunmehr, wie das Ber¬
liner „C. B ." berichtet, gestattet worden, daß
schweizerische Handwerker und Fabrikarbeiter¬
in den an der Grenze gelegenen industriellen
Etablissements beschäftigtwerden, doch dürfen
sie die Nächte daselbst nicht zubringc», sonder»
müssen Abends nach beendigterArbeit sich auf
das eidgenössische Gebiet zurückbegeben.

Solothurn . Das „Echo vom Jura"
will wissen, der Regierungörath habe wit 4
gegen 2 Stimmen beschlossen, dem Cantons-
rath die Aufhebung des Klosters ssösu
und die Verlegung der Irrenanstalt in dasselbe
zu beantragen.

Italien.
Chambery , 25. Nov. Der französische

Flüchtling Barral ist hier verhaftet worden.
Er führte fünf Kisten mit Schießpulver und
2000 Ercmplarc der Schrift „Napoleon der
Kleine" mit sich.

Rom , 24 . Nov. Die französischeGar¬
nison hat beinahe einstimmig für das Kaiser¬
thum mit Ja gestimmt.

Palermo . Der alte Aetna speit Fcuer
und Flammen, sein Ausbruch wird immer hef¬
tiger. Ein Lavastrom folgt dem andern, ver¬
letzte blieb nächst Montefinocchio stehen.

Frankreich.
Paris , 29. Nov. Der„Constitutionncl"

hat das Kaiserreich schon erklärt, denn er be¬
richtet, daß „Seine Majestät" sich am 2. Tee.
halb 12 Uhr Morgens zu Pferde von St.
Cloud nach den Tuilerie» begeben wird, um¬
geben von seiner Familie, den Ministern, den
Großwürdenträgern und Offizieren des kaiser¬
lichen Hauses. Beim Triumphbogen wird ihn
die Generalität in Gallauuiform empfangen
und nach den Tuilerie» begleiten.

In den künftigen Negieruugsacten wird
Louis Napoleon den Titel „Kaiser von GotteS-
gnaden und Volkswillen" annehmen.

— Der Moniteur zeigt die Schenkung des
Schlosses zu Straßburg an Napoleon III.,
die vom dortigen Gemcindcrath votirt worden
ist, ofstciellan , was die Annahme derselben
zu bedeuten scheint.

Das Kriegsgericht zu Marseille hat am 23.
noch nachträglich drei December- Insurgenten,
den einen zum Tode, den zweiten zu lebens¬
länglicher Zwangsarbeit und den dritten zu
5 Jahren Haft verurtheilt. Ein vierter wurde
freigcsprochcn.

!
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